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Der Sozialverband VdK Deutschland e. V. (VdK) ist als Dachverband von 13 Landesverbdnden
mit (ber zwei Millionen Mitgliedern der gré3te Sozialverband in Deutschland. Die Sozialrechts-
beratung und das Ehrenamt zeichnen den seit (iber 70 Jahren bestehenden Verband aus.

Zudem vertritt der VdK die sozialpolitischen Interessen seiner Mitglieder, insbesondere der
Rentnerinnen und Rentner, Menschen mit Behinderung und chronischen Erkrankungen sowie
Pflegebediirftigen und deren Angehdrigen.

Der gemeinnlitzige Verein finanziert sich allein durch Mitgliedsbeitrége und ist parteipolitisch
und konfessionell neutral.

1. Zu den Zielen des Gesetzentwurfs und den MaBRnahmen der
Umsetzung

Das Gesetz zielt darauf ab, einen inklusiven Arbeitsmarkt zu fordern und mehr Menschen mit
Behinderungen eine Arbeit auf dem ersten Arbeitsmarkt zu ermdglichen. Menschen mit
Behinderungen haben es immer noch deutlich schwerer auf dem Arbeitsmarkt als Menschen
ohne Behinderungen. Sie brauchen langer, eine bestehende Arbeitslosigkeit zu beenden.
Zwar stieg die Zahl der beschaftigten schwerbehinderten Menschen in den letzten Jahren an,
aber seit der Corona-Pandemie ist die positive Entwicklung gestoppt.

Dafur wird eine Reihe von Einzelregelungen umgesetzt.

Durch die Einfihrung einer vierten Staffel bei der Ausgleichsabgabe miissen Arbeitgeber, die
trotz Beschaftigungspflicht keinen einzigen schwerbehinderten Menschen beschéaftigen, ab
2025 eine Ausgleichsabgabe in H6he von 720 Euro zahlen. Die H6he der anderen seit dem
01.01.2021 geltenden Staffelsatze bleibt unverandert. Ebenfalls unverandert bleiben die
Staffelsatze fur kleine Betriebe mit weniger als 40 beziehungsweise weniger als 60
Beschaftigten. Allerdings wird auch bei den Kleinbetrieben ein erhéhter Agabesatz bei Null-
Beschaftigung eingefiihrt.

Im Gegenzug wird die BulRgeldregelung fir Arbeitgeber, die vorsatzlich oder fahrldssig gegen
die Beschaftigungspflicht verstolRen, gestrichen.

Die Mittel der Ausgleichsabgabe werden kinftig nicht mehr fur Einrichtungen, wie Werkstatten
fur Menschen mit Behinderungen, sondern ausschlielllich zur Férderung auf dem ersten
Arbeitsmarkt eingesetzt.

Wird eine Anspruchsleistung, wie Arbeitsassistenz oder Berufsbegleitung, im Rahmen der
unterstitzten Beschéaftigung nach Art und Umfang konkret beantragt und entscheidet das
Integrationsamt sechs Wochen lang nicht, so gilt der Antrag als bewilligt. Diese
Genehmigungsfiktion soll ab 01.01.2024 gelten.

Dartber hinaus soll der Sachverstandigenbeirat Versorgungsmedizin neu ausgerichtet
werden. Die Zusammensetzung des Beirats wird damit nicht mehr rein medizinisch gepragt
sein, sondern einem modernen Verstandnis von Behinderung folgen. Im kinftigen
.~oachverstandigenbeirat Versorgungsmedizinische Begutachtung® sollen neben den
Bundeslandern und dem Bundesministerium flir Arbeit und Soziales (BMAS) auch die
Verbande fur Menschen mit Behinderungen sieben Mitglieder fur den Beirat benennen. Vier
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davon missen Arzte sein, daneben kdnnen auch Vertreter anderer Disziplinen benannt
werden.

Der Gesetzentwurf enthalt auch kleinere Anderungen im Sozialen Entschadigungsrecht (SGB
XIV).

Kinftig sollen auch Mitglieder sogenannter anerkannter Solidargemeinschaften (Ersatz fur
Krankenversicherung) Zuschusszahlungen erhalten kénnen, ebenso sollen Bedarfe im Falle
der Hilfebedurftigkeit anerkannt werden.

Geplant ist eine Anderung bei der Ermittlung der durchschnittlichen Warmmiete in besonderen
Wohnformen, die Grundlage fir die Beurteilung der Angemessenheit ist. Damit sollen aktuelle
Preissteigerungen kunftig besser berticksichtigt werden kénnen.

Bewertung des Sozialverbands VdK

Der Sozialverband VdK Deutschland begrift den Gesetzentwurf sehr. Damit werden deutliche
Zeichen fir eine inklusive Gesellschaft, auch im Arbeitsleben gesetzt. Artikel 27 der UN-BRK
formuliert fir Menschen mit Behinderungen ,das Recht auf die Mdoglichkeit, den
Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdienen, die in einem offenen, integrativen und flr
Menschen mit Behinderungen zuganglichen Arbeitsmarkt und Arbeitsumfeld frei gewahlt oder
angenommen wird“. Ziel muss sein, fur Menschen mit Behinderungen eine Beschaftigung auf
dem ersten Arbeitsmarkt zu schaffen. Aus Sicht des VdK sollten auch geschutzte Werkstatten
fur Menschen mit Behinderungen méglichst nur eine Option fiir einen befristeten Zeitraum in
ihrem Arbeitsleben darstellen.

Die Folgen der Pandemie sind fur Menschen mit Behinderung auf dem Arbeitsmarkt noch
immer spurbar. Die Langzeitarbeitslosigkeit von Menschen mit Behinderungen verscharft sich.
So ist ungefahr die Halfte aller arbeitslosen Menschen mit Behinderung mindestens ein Jahr
ohne Beschaftigung — ein Plus von Uber funf Prozentpunkten im Vergleich zum Vorjahr.

Mit einer gesonderten Staffel bei der Ausgleichsabgabe flr Unternehmen, die vollumfanglich
gegen die Beschaftigungspflicht schwerbehinderter Menschen verstoRen, wird eine
langjahrige Forderung des VdK umgesetzt. Trotz Fachkraftemangel weigern sich 45.000
Arbeitgeber, schwerbehinderte Menschen weiter zu beschéftigen oder arbeitssuchende
Menschen mit Behinderung einzustellen. Das ist jeder vierte Betrieb.

Daher ist es auch inakzeptabel, dass im Gegenzug die Buligeldvorschrift bei Versté3en gegen
die Beschaftigungspflicht kiinftig entfallen soll.

Die Neuaufstellung des Sachverstandigenbeirats Versorgungsmedizin begriflt der VdK
ausdruicklich. Die breitere Besetzung entspricht dem modernen Verstandnis von Behinderung.
Einschrankungen in der gesellschaftlichen Teilhabe resultieren aus dem Zusammenspiel von
gesundheitlichen Einschrankungen und Barrieren. Daher braucht es im Beirat das Fachwissen
aus den Behindertenverbanden. Der VdK sieht allerdings noch Anderungs- und
Erganzungsbedarf in den Detailregelungen.

Im Zusammenhang mit nun anstehenden Anderungen des SGB XIV schlagt der VdK vor, die
Chance zu nutzen und auch hinsichtlich der Witwenversorgung von bereits Geschadigten
nachzubessern.
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Die Anderungen bei der Ermittlung der durchschnittichen Warmmiete in besonderen
Wohnformen halt der VdK flir sachgerecht.

Die noch im Referentenentwurf enthaltene Ubernahme einer Regelung zur Beweislastumkehr
bei psychischen Schadigungen aus dem neuen SGB XIV in Tell C der
Versorgungsmedizinverordnung ist im vorliegenden Gesetzentwurf nicht mehr enthalten. Der
VdK legt grolken Wert darauf, dass die geplante Regelung im Rahmen eines
Verordnungsgebungsverfahrens zeitnah umgesetzt wird. Aus unserer rechtlichen Vertretung
vieler Geschadigter wissen wir, dass die VersMedV das Handbuch fiir die Gutachter ist. Daher
ist es wichtig, dass die neuen Prinzipien des Sozialen Entschadigungsrechts wie die
Beweislastumkehr auch hier ausformuliert werden. Bisher ist es fiir Opfer mit psychischen
Schadigungsfolgen fast unmaoglich, Leistungen zu erhalten. Der VdK méchte daran erinnern,
dass neben der Klarstellung in der VersMedV auch Schulungen der arztlichen Gutachter
notwendig sind, um das neue Prinzip zu leben.

In Abschnitt 3 der Stellungnahme schlagt der VdK weitere Maflnahmen und Regelungen im
Sinne des inklusiven Arbeitsmarkts vor, die im vorliegenden Gesetzentwurf noch nicht
berlcksichtigt wurden.

2. Zu den Regelungen im Einzelnen
Im Folgenden nimmt der Sozialverband VdK Deutschland zu ausgewahlten Punkten Stellung.

2.1. Anspruch auf digitale Pflegeanwendungen und Unterstitzung bei der
Anwendung (§ 103 Abs. 2 SGB IX)

Werden Leistungen der Eingliederungshilfe auflerhalb von Einrichtungen erbracht und
umfassen diese auch Leistungen der Hilfe zur Pflege, besteht auch hier kiinftig ein Anspruch
auf digitale Pflegeanwendungen sowie auf erganzende Unterstitzung bei deren Nutzung.

Bewertung des Sozialverbands VdK

Die Regelung ist sachgerecht.
2.2. Sachverstandigenbeirat, Verfahren (§ 153a SGB IX)

Der bisherige ,Arztliche Sachverstandigenbeirat Versorgungsmedizin“ wird neu ausgerichtet.
Er berat das BMAS unter anderem bei der Weiterentwicklung der Versorgungsmedizin-
verordnung und der Versorgungsmedizinischen Grundsatze. Zuklnftig benennen das BMAS,
die Bundeslander sowie der Deutsche Behindertenrat jeweils sieben fachkundige Personen,
von denen jeweils vier Personen versorgungsmedizinisch oder wissenschaftlich qualifizierte
Arzte sein missen.

Wie auch bisher werden die benannten Personen vom BMAS fir vier Jahre ehrenamtlich in
den Beirat berufen. Eine Stellvertreterregelung ist nicht vorgesehen. Der Beirat wahlt aus
seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden sowie eine Stellvertretung. Er gibt sich
selbst eine Geschéaftsordnung. Beschlisse werden mit einfacher Mehrheit gefasst. Zu den
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Beratungen des Beirats konnen externe Sachverstandige hinzugezogen werden. Ebenso
kdnnen — wie bisher — Arbeitsgruppen eingerichtet werden.

Bewertung des Sozialverbands VdK

Der VdK begrifdt die Neuausrichtung des Beirats ausdrticklich, denn die bisherige Beteiligung
der Behindertenverbande im Beirat und im gesamten Verfahren erfolgte nur sehr
eingeschrankt und ohne Stimmrecht.

Die Weiterentwicklung und Modernisierung der Rechtsgrundlage der Feststellung einer
Behinderung halt der VdK grundsatzlich fur richtig. Zwischen 2014 und 2019 scheiterten
mehrere Anlaufe einer 6. Anderungsverordnung zur Versorgungsmedizin-Verordnung, bei der
es aus Sicht des VdK zu wesentlichen Verschlechterungen flir Menschen mit Behinderung
gekommen ware. Der VdK hatte einen eigenen Alternativvorschlag der Anderungsverordnung
eingebracht, um den ins Stocken geratenen Prozess konstruktiv fortzusetzen. 2020
verkindete das BMAS schliellich, den bisherigen Entwurf und darin enthaltene, aus Sicht des
VdK nicht annehmbare, Kompromissvorschlage in der 19. Legislaturperiode nicht
weiterzuverfolgen.

Da sich ein modernes Verstandnis von Behinderung nicht mehr allein auf eine medizinische
Perspektive beschrankt, halt der VdK es fir notwendig und absolut sachgerecht, den Beirat zu
erweitern und partizipativ neu aufzustellen. Der VdK ist bereit, hier Verantwortung zu
ubernehmen und aktiv im Beirat mitzuwirken. Zu Recht wird in der Gesetzesbegrindung
darauf verwiesen, dass auch Sachverstandige mit einer anderen als der medizinischen
Kompetenz im Beirat vertreten sein sollen. Die Formulierung in Absatz 1 ,Dies geschieht
teilhabeorientiert auf der Grundlage des aktuellen Standes der medizinischen Wissenschaft
und der Medizintechnik® konterkariert allerdings diesen Ansatz und sollte daher dringend
abgeéandert werden in ,Dies geschieht teilhabeorientiert auf der Grundlage des aktuellen
Standes der Wissenschaft und der (Medizin-)Technik®. Andernfalls blieben andere, nicht-
medizinische wissenschaftliche Erkenntnisse ausdricklich auen vor.

Bedenken ergeben sich zum vorgegebenen zahlenmaRigen Ubergewicht von zu
benennenden Arzten. Selbst im Gemeinsamen Bundesausschuss, dem hdchsten Beschluss-
gremium im Gesundheitswesen ist es nicht einmal bei den arztlichen Selbstverwaltungs-
organisationen eine zwingende Voraussetzung, Arzt oder Mediziner zu sein. Daher ware es
nach Ansicht des VdK sachgerecht, zumindest bei den Benennungen durch die
Behindertenverbande, von der vorgesehenen Quotierung von mindestens vier Arzten
abzuweichen.

Anderungen der versorgungsmedizinischen Grundséatze miissen nach Ansicht des VdK von
einem breiten gesellschaftlichen Grundkonsens getragen sein, denn sie kdnnen Folgen fur
Millionen von Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen in Deutschland
bedeuten. Daher sollte klarer geregelt sein, dass im Falle eines Dissenses bei wichtigen
Fragen das BMAS eine Entscheidung trifft und abweichende Positionen im Beirat angemessen
dokumentiert werden. Andernfalls besteht die Gefahr, dass durch das Prinzip der einfachen
Mehrheit allein durch die zahlenmaRige Uberlegenheit der Mediziner berechtigte Vorschlage
oder Bedenken der Behindertenverbande nicht ausreichend bertcksichtigt werden. Auch
Zwischenergebnisse und Arbeitsergebnisse aus dem Beirat, fur die keine Mehrheit zustande
kommt, sollten transparent dokumentiert werden. Nur dann ware sichergestellt, dass das
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BMAS als Verordnungsgeber und politisch Verantwortlicher zwischen kontroversen Positionen
fundiert entscheiden kann.

Des Weiteren regt der VdK regt an, im Gesetzestext ebenfalls zu regeln, dass das BMAS die
Geschéftsordnung, die sich der Beirat gibt, genehmigt.

Der VdK begriiRt, dass Anderungen nach wie vor mittels einer Rechtsverordnung nach § 153
Absatz 2 SGB IX verbindlich gemacht werden.

Sinnvoll ware aus Sicht des VdK die Unterstitzung des Beirats durch eine eigene
Geschéftsstelle und einen neutralen Vorsitzenden, vergleichbar mit dem Gemeinsamen
Bundesausschuss.

Die Benennung der Betroffenenvertreter im Beirat sollte verbandsbezogen erfolgen, damit die
Verbandsvertreter Beratungsinhalte vorab in ihren Organisationen riickkoppeln kdnnen, um in
der Beiratsarbeit nicht nur persoénliches, sondern auch das verbandliche Wissen und die
Erfahrung um die Auswirkungen von Beeintrachtigungen auf die Teilhabe einzubringen.

2.3. Aufgaben der Inklusionsbetriecbe — keine Vermittlung auf den
allgemeinen Arbeitsmarkt (§ 216 SGB IX)

Der Passus, dass Inklusionsbetriebe bei der Vermittlung in eine sonstige Beschaftigung in
einem Betrieb oder einer Dienststelle auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unterstiitzen sollen,
wird gestrichen.

Bewertung des Sozialverbands VdK

Die Streichung ist sachgerecht. Inklusionsbetriebe sind selbst Unternehmen des ersten
Arbeitsmarkts. Die Regelung stammt noch aus den Zeiten zeitlich begrenzt angelegter
,integrationsprojekten” und ist Uberfllssig.

Zur Forderung der Inklusionsbetriebe, die als Unternehmen des ersten Arbeitsmarkts eine
wichtige Funktion fir einen inklusiven Arbeitsmarkt haben, schlagt der VdK weitergehende
MafRnahmen vor. Seit 2018 sind die Inklusionsbetriebe zwar den WfbM bei der Vergabe
offentlicher Auftrage nach § 224 SGB IX gleichgestellt. Bis heute liegen die dort erwahnten
allgemeinen Verwaltungsvorschriften jedoch noch nicht vor. In Ermangelung neuer
Verwaltungsvorschriften hat die groRe Koalition 2021 eine Ubergangsregelung nach § 241
Abs. 3 SGB IX geschaffen. Danach werden die alten WfbM-Richtlinien von 2001 jetzt auch auf
Inklusionsbetriebe angewandt. Diese sind jedoch nur wirksam flir die Vergabestellen des
Bundes. Auf Landes- und kommunaler Ebene haben sie grundsatzlich keine Bedeutung und
sie haben auch nicht zu neuen Landesinitiativen geflhrt. Einige Lander haben bereits
weiterflihrende Vergaberegelungen eingeflihrt, von denen Inklusionsbetriebe profitieren. Dazu
zahlt u. a. Baden- Wirttemberg, aber auch Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen und
Rheinland-Pfalz.

Neue Verwaltungsvorschriften des Bundes missten vom Bundesrat abgesegnet werden und
kénnten beziehungsweise muissten dann auch in den Landern zu neuen Vergaberegelungen
fuhren, die bisher keine entsprechenden Regelungen im Vergaberecht haben. Wichtig ist
dabei die Mdglichkeit, die Wirtschaftlichkeit der Angebote von Inklusionsfirmen mit einem
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Abschlag von 15 Prozent beurteilen zu kénnen. Das wurde Inklusionsfirmen ermdglichen,
konkurrenzfahigere Angebote einzureichen.

2.4. Deckelung des Lohnkostenzuschusses beim Budget fiir Arbeit (§ 61
Abs. 2 SGB IX)

Die Deckelung des Lohnkostenzuschusses auf hdchstens 40 Prozent der monatlichen
Bezugsgrofie nach § 18 Absatz 1 SGB IV entfallt.

Bewertung des Sozialverbands VdK
Der VdK begriiRt die Regelung ausdriicklich und schlagt weitere Anderungen vor.

Ziel des Budgets fur Arbeit ist es, Menschen mit Behinderungen eine Alternative zur Werkstatt
fur behinderte Menschen (WfbM) zu ermdoglichen. Durch die Kombination aus finanzieller
Unterstitzung an den Arbeitgeber und kontinuierlicher personeller Unterstitzung am
Arbeitsplatz, sollen Arbeitsmdglichkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt erschlossen
werden. Die mit der Einfuhrung des Instruments erwartete Inanspruchnahme hat sich bisher
nicht erfullt. Die bisherige Koppelung an die monatliche BezugsgréfRe nach § 18 Absatz 1 SGB
IV hat unter anderem dazu geflihrt, dass Menschen mit Behinderung durch das Budget fur
Arbeit in der Regel nur etwa maximal das Mindestlohnniveau erreichen konnten. Insbesondere
fur Menschen, die vor der WfbM viele Jahre auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tatig waren, ist
das nicht angemessen. Mit dem Wegfall der Deckelung wird sichergestellt, dass
Leistungstrager auch nach der Anhebung des Mindestlohns auf zwolf Euro den maximalen
Lohnkostenzuschuss in Héhe von 75 Prozent des vom Arbeitgeber regelmalig gezahlten
Arbeitsentgelts erbringen kénnen.

Zwar haben einige Bundeslander von der Mdglichkeit, nach oben abzuweichen Gebrauch
gemacht, andere aber nicht. Die uneinheitliche Ausgestaltung der Budgets in den
Bundeslandern wird mit der Neuregelung weitgehend beendet.

Der VdK schlagt weitere Anderungen vor: Obwohl ein reguldres Arbeitsverhaltnis begriindet
wird, besteht keine Arbeitslosenversicherung, sondern lediglich ein Rlckkehrrecht in die
WfbM. Gerade die Corona-Pandemie hat aber die erheblichen Nachteile eines fehlenden
Versicherungsschutzes gezeigt, denn ein Anspruch auf Kurzarbeitergeld besteht nicht.
Ebenso kann kein Anspruch auf Arbeitslosengeld oder weitere SGB-IlI-Leistungen aufgebaut
werden. Der VdK fordert daher, dass auf Wunsch der Beschaftigten und der Arbeitgeber das
begriindete Arbeitsverhaltnis in die Beitragspflicht der Arbeitslosenversicherung einbezogen
werden sollte.

Darlber hinaus sollte der Gesetzgeber endlich klarstellen, dass weder das Durchlaufen des
Eingangsverfahren, des Berufsbildungs- oder Arbeitsbereichs einer WfbM, noch eine
festgestellte dauerhafte Erwerbsminderung, eine zwingende Voraussetzung flr das Budget fur
Arbeit ist. Menschen, die mit dem Budget fur Arbeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt arbeiten
kénnen und wollen, dirfen nicht zuvor einer WfbM zugewiesen werden, zu der das Budget fir
Arbeit ja ausdrucklich eine Alternative sein soll.
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2.5. Ausgleichsabgabe (§ 160 Abs. 2 SGB IX)

In der H6he unverandert werden die seit 2021 geltenden Staffelsatze der Ausgleichsabgabe
ins Gesetz aufgenommen. Die Ausgleichsabgabe betragt je unbesetztem Pflichtarbeitsplatz
aktuell und weiterhin 140 Euro bei einer jahresdurchschnittlichen Beschaftigungsquote von
drei bis weniger als funf Prozent, 220 Euro bei einer Beschéaftigungsquote von zwei Prozent
bis weniger als drei Prozent und 360 Euro bei einer Quote von weniger als zwei Prozent.

Neu eingefuhrt wird eine vierte Staffel fir eine Beschaftigungsquote von null Prozent. Sie soll
720 Euro pro Monat pro nicht besetztem Pflichtplatz betragen.

Fur kleinere Unternehmen mit bis zu 39 beziehungsweise 59 Arbeitsplatzen gelten weiterhin
Sonderregelungen.

Neu ist, dass auch kleine Unternehmen einen erhohten Betrag zahlen mussen, wenn Sie null
Pflichtplatze mit schwerbehinderten Menschen besetzen. Arbeitgeber mit bis zu 39
Arbeitsplatzen, die einen Pflichtplatz besetzen missten, zahlen bei jahresdurchschnittlicher
Beschaftigung von weniger als einem schwerbehinderten Menschen 140 Euro und bei der
Beschaftigung von null schwerbehinderten Menschen 210 Euro.

Unternehmen mit bis zu 59 Arbeitsplatzen muissten nach dem Gesetz mindestens zwei
Pflichtplatze mit schwerbehinderten Menschen besetzen. Werden weniger als zwei
Pflichtplatze besetzt, wird eine Ausgleichsabgabe von 140 Euro monatlich fallig. Bei einer
jahresdurchschnittlichen Beschaftigung von weniger als einem schwerbehinderten Menschen
werden 245 Euro und bei einer jahresdurchschnittlichen Beschaftigung von null
schwerbehinderten Menschen 410 Euro fallig.

Bewertung des Sozialverbands VdK

Der VdK begrudt die Regelung ausdriicklich. Sie entspricht einer langjahrigen Forderung des
VdK.

Mit der Absenkung der Beschéaftigungspflichtquote von sechs auf funf Prozent im Jahr 2001,
der Staffelung der Ausgleichsabgabe und der Schaffung weitreichender Anrechnungs-
mdglichkeiten auf die Pflichtquote, ist der Gesetzgeber der Arbeitgeberseite immer wieder
stark entgegengekommen. Auch breit angelegte Offentlichkeitskampagnen und befristete
Foérderprogramme haben die Beschaftigungsquote nicht erhoht. Seit vielen Jahren steigt die
Zahl der Arbeitgeber, die trotz Beschaftigungspflicht keinen einzigen schwerbehinderten
Menschen beschaftigen, stetig an.

Mittlerweile 45.000 Arbeitgeber, also ein Viertel aller beschaftigungspflichtigen Arbeitgeber
insgesamt, entzieht sich vollumfanglich der gesetzlichen Pflicht zur Beschaftigung
schwerbehinderter Menschen und beschaftigt nicht mal einen einzigen schwerbehinderten
Menschen. Es ist richtig, hier nun endlich eine héhere Ausgleichsabgabe einzuflihren und die
,Null-Beschaftiger” starker heranzuziehen. Das ist aus Sicht des VdK auch ein Gebot der
Solidaritat mit denjenigen Unternehmen und Dienststellen, die schwerbehinderte Menschen
beschaftigen, neu einstellen, die Arbeitsplatze entsprechend ausstatten und absichern und
zum Teil sogar die Pflichtquote Ubererfllen.

Insgesamt halt der VdK die vierte Staffel mit 720 Euro allerdings fir zu niedrig angesetzt. Sie
sollte mindestens 750 Euro betragen. Die schon einmal Ende 2020 angekiindigte gesonderte
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Berucksichtigung der Null-Beschaftigung kommt aus Sicht des VdK zu spat. Eingefuhrt wird
die Neuregelung erst zum 01.01.2024. Sie gilt also nur fur Pflichtplatze, die ab dem 01.01.2024
unbesetzt sind. Gezahlt werden mussen die erhdhten Betrage dann erstmals zum 31.03.2025.

2.6. Ausgleichsfonds (§ 161 Abs. 2 und 3 SGB IX)

Der ,Ausgleichsfonds fur Uberregionale Vorhaben zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen
am Arbeitsleben® ist eine zweckgebundene Vermégensmasse aus Mitteln der Ausgleichs-
abgabe und wird vom Bundesministerium fur Arbeit und Soziales (BMAS) verwaltet. Aus dem
Ausgleichsfonds werden Uberregionale Vorhaben und Projekte zur Teilhabe von Menschen
mit Schwerbehinderung am Arbeitsleben geférdert.

Entgegen der bisherigen Mdglichkeit dirfen kinftig keine Einrichtungen fiir Menschen mit
Behinderungen mehr aus Mitteln des Ausgleichsfonds geférdert werden.

Kinftig sollen auch Vorhaben aus dem Ausgleichsfonds des BMAS geférdert werden kénnen,
bei denen es um die Ausbildung von behinderten Jugendlichen und jungen Erwachsenen geht,
die zwar keine anerkannte Schwerbehinderung haben, jedoch Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben erhalten.

Des Weiteren sollen kiinftig auch Administrationskosten aus dem Ausgleichsfonds finanziert
werden koénnen. Zur Administration der aus dem Ausgleichsfonds geférderten Vorhaben
gehdren insbesondere die Beratung der Antragsteller, die Antragspriifung, die Bewilligung, die
Zwischen- und Schlussprifungen und gegebenenfalls Rickforderungen. Diese Tatigkeiten
werden durch einen externen Dienstleister ibernommen, den das BMAS beauftragt hat.

Bewertung des Sozialverbands VdK

Die Streichung der Foérderung von Einrichtungen aus dem Ausgleichsfonds ist dem Grund
nach richtig. Mittel des Ausgleichsfonds sollten vollstandig in Programme und Projekte mit dem
Ziel ,Erster Arbeitsmarkt” flieRen.

Es gibt bereits die Moglichkeit einer bedingten Gleichstellung behinderter Jugendlicher und
junger Erwachsener nach § 151 Abs. 4 SGB IX wahrend der Zeit ihrer Berufsausbildung oder
einer beruflichen Orientierung. Der Nachweis der Behinderung wird durch eine Stellungnahme
der Agentur flir Arbeit oder durch einen Bescheid Uber Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben erbracht. Offenbar wird diese Moglichkeit bisher wenig genutzt.

In Deutschland wird ein hoher Anteil der Schiilerinnen und Schiler mit sonderpadagogischem
Foérderbedarf an separaten Forderschulen unterrichtet. Dort erreichen die jungen Menschen
haufig keinen Schulabschluss und gehéren damit zu einer am Arbeitsmarkt vulnerablen
Gruppe. Den quantitativ grofdten Anteil stellen dabei Schilerinnen und Schiler mit dem
Forderschwerpunkt ,Lernen®. Auch Jugendliche mit psychischen Erkrankungen lassen haufig
keinen GdB feststellen oder erhalten den Schwerbehindertenstatus nicht.

Arbeitsmarktpolitisch ist es aus Sicht des VdK richtig und wichtig, Arbeitsmarktprogramme und
Projekte flr diese Personengruppe zu férdern. Diese Férderung ist aus Sicht des VdK aber
nicht aus dem Ausgleichsfonds zu finanzieren ist, dessen Mittel fir die Integration
schwerbehinderter und ihnen gleichgestellter Menschen zur Verfigung stehen sollte. Unter
der Voraussetzung, dass nicht nur in der Gesetzesgriindung, sondern auch im Gesetzestext
klargestellt wird, dass es hier um Vorhaben fir Jugendliche und junge Erwachsene mit
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Behinderung geht, tragt der VdK die Anderung mit. Die Formulierung ,Férderung der
Ausbildung von nicht schwerbehinderten Jugendlichen und jungen Erwachsenen® ist
entsprechend abzuandern, da das die ins Auge gefasste Zielgruppe bei Weitem Ubersteigen
wirde.

Eine generelle Offnung des Ausgleichsfonds und von Mitteln aus der Ausgleichsabgabe fir
nicht schwerbehinderte Menschen, sieht der VdK kritisch. Die Ausgleichsabgabe wird
aufgrund der fehlenden Beschaftigung schwerbehinderter Menschen erhoben und sollte daher
auch nur flr besondere Leistungen zur Forderung der Teilhabe schwerbehinderter Menschen
am Arbeitsleben einschlieRlich begleitender Hilfe im Arbeitsleben verwendet werden.

Ebenso kritisch sieht der VdK die Ubernahme von Administrationskosten beauftragten
Dienstleisters. Es handelt sich um eine Aufgabe, die origindr vom BMAS selbst durchgefihrt
und aus dem Haushalt des Ressorts bestritten werden musste. Es ist legitim, diesen
administrativen Aufwand an einen externen Dienstleister auszulagern. Das darf dann
allerdings nicht zulasten des Ausgleichsfonds gehen, der fur die Teilhabe schwerbehinderter
Menschen am Arbeitsleben zu verwenden ist. Paragraf 160 Abs. 5 SGB IX legt u. a. fest, dass
personliche und sachliche Kosten der Verwaltung und Kosten des Verfahrens nicht bestritten
werden durfen. Es gibt keinen Grund, von diesem Grundsatz abzuweichen, zumal die
Antragsteller neben einem Eigenfinanzierungsanteil im Vorfeld und durch die Antragstellung
an sich ebenfalls einen administrativen Aufwand haben, den sie nicht ersetzt bekommen.

2.7. Genehmigungsfiktion bei Antragen an das Integrationsamt (§ 185
Abs. 9 SGB IX)

Schwerbehinderte Menschen haben Anspruch auf Ubernahme der Kosten fiir eine
Arbeitsassistenz sowie fur eine Berufsbegleitung im Rahmen der Unterstitzten Beschaftigung
in der Zustandigkeit des Integrationsamtes und im Rahmen der diesem aus der
Ausgleichsabgabe zur Verfugung stehenden Mitteln. Fur diese beiden Anspruchsleistungen
wird eine Genehmigungsfiktion nach Ablauf von sechs Wochen eingeflihrt. Voraussetzung ist,
dass der Antrag konkret formuliert ist, das heif3t: Aus dem Antrag muss sich die beantragte
Leistung in Art und Umfang unmissverstandlich ergeben. Voraussetzung ist dartber hinaus,
dass das Integrationsamt Uber den Antrag sechs Wochen lang nicht entschieden hat.

Bewertung des Sozialverbands VdK

Hier handelt es sich um eine halbherzige und unzureichende Umsetzung eines grof}
angekundigten Versprechens aus dem Koalitionsvertrag. Die Genehmigungsfiktion gilt nur far
einen Bruchteil der vielen méglichen Leistungen des Integrationsamts an Menschen mit
Behinderung oder deren Arbeitgeber.

Der VdK begrifdt die von ihm angeregte Klarstellung, dass es um eine erfolgte oder nicht
erfolgte Entscheidung des Integrationsamtes geht und nicht um eine beliebige Reaktion oder
JAulRerung.

Die Regelung wird in der Praxis nicht oder nur suboptimal umsetzbar sein, wenn die
Bedarfsermittiung noch nicht stattgefunden hat. Will zum Beispiel ein Assistenznehmer eine
neue Stelle antreten, ist oft der genaue Stundenumfang noch nicht klar. Dann ist es
schlichtweg noch nicht mdglich, die beantragte Leistung in Art und Umfang genau zu beziffern.
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Bei der Beantragung bestimmter Leistungen kann das Integrationsamt einen
Integrationsfachdienst (IFD) fiir eine fachdienstliche Stellungnahme einschalten, zum Beispiel
hinsichtlich des Umfangs der bendtigten Arbeitsassistenz. Die Stellungnahme des IFD bildet
dann die Grundlage flir die Entscheidung des Kostentragers. Teilweise sind Uberlange
Antragsverfahren auch auf die Terminvergabe der IFD zurtckzufihren. In diesen Fallen wird
die geplante Genehmigungsfiktion allenfalls bei Folgeantragen Wirkung entfalten, kaum aber
bei Erstantragen.

Alle Ubrigen Leistungen des Integrationsamtes sind Ermessensleistungen, die in der Hohe
auch von den vorhandenen Mitteln aus der Ausgleichsabgabe abhangen. Fir all diese
Leistungen soll keine Genehmigungsfiktion gelten. Das ist bedauerlich, denn aus der
Beratungspraxis erfahren wir von Menschen mit Behinderungen sowie deren (potenziellen)
Arbeitgebern haufig, dass ihre Antrage nicht oder nur schleppend bearbeitet werden. Teilweise
sind Bearbeitungszeiten so lang, dass Arbeitgeber am Ende dann doch Abstand von der
Einstellung eines schwerbehinderten Bewerbers nehmen.

Der Versuch, mit der Genehmigungsfiktion bei zwei Leistungen zu einer schnelleren
Antragsbearbeitung zu kommen, ist gut gemeint, wird aber in der Praxis voraussichtlich ins
Leere laufen und leider nicht dazu fuhren, dass Uber Anspruchsleistungen schneller
entschieden wird oder durch die Genehmigungsfiktion die Antragsteller schneller an ihre
Leistung kommen.

2.8. Wegfall der BuBgeldvorschrift (§ 238 Abs. 1 Nr. 1 SGB 1X)

Bisher ist es eine Ordnungswidrigkeit, wenn Arbeitgeber vorsatzlich oder fahrlassig gegen die
gesetzliche Beschaftigungspflicht verstoflien. Sie kann mit einer Geldbule bis zu 10.000 Euro
geahndet werden. Diese Regelung soll kunftig nicht mehr gelten.

Bewertung des Sozialverbands VdK

Der geplante Wegfall der Bu3geldregelung ist aus Sicht des VdK ein grol3er Fehler, der im
parlamentarischen Verfahren unbedingt zu korrigieren ist. Der Wegfall fuhrt zu einer
rechtlichen Inkonsistenz, weil er nicht vereinbar mit dem Grundsatz in § 160 Abs. 1 Satz 2
SGB IX ist. Danach hebt die Zahlung der Ausgleichsabgabe die Pflicht zur Beschaftigung
schwerbehinderter Menschen ausdriicklich nicht auf. Ebenso wird die Ausgleichsabgabe auch
dann fallig, wenn der Arbeitgeber sich erfolglos bemiht hat, seine Pflichtplatze mit
schwerbehinderten Menschen zu besetzen.

Die Ausgleichabgabe hat sowohl eine Anreizfunktion als auch eine Ausgleichsfunktion. Die
BuRgeldregelung betrifft einen ganz anderen Tatbestand, namlich die vorsatzliche oder
fahrlassige Verletzung der Beschaftigungspflicht und sie trifft auch Arbeitgeber, die zwar ihrer
Beschaftigungspflicht zu einem gewissen Prozentsatz nachkommen aber grundsatzlich keine
weiteren schwerbehinderten Menschen beschaftigen wollen.

Das Instrument des Ordnungswidrigkeitsverfahrens ist eines der wenigen scharfen Mittel von
Schwerbehindertenvertretungen und Betriebsraten zur Durchsetzung der gesetzlichen
Beschaftigungspflicht. So kann Anzeige bei der Agentur flr Arbeit erstattet werden, wenn der
Arbeitgeber systematisch und absichtlich gegen die Beschaftigungspflicht verstoft.
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In der Praxis kommt es bislang kaum zu BuRgeldverfahren der Bundesagentur fur Arbeit (BA)
gegen Arbeitgeber. Das liegt auch an einem Rollenkonflikt der BA, denn die Arbeitsagenturen
wollen neben ihrer arbeitsvermittelnden Tatigkeit nicht gleichzeitig Sanktionen gegen
Arbeitgeber aussprechen. Das darf aber keine Rechtfertigung daflir sein, die BuRgeldregelung
zu streichen. Da sich das Vollzugsdefizit der BA absehbar nicht andert, fordert der VdK, dass
die BulBgeldvorschrift bestehen bleibt und stattdessen die Zustandigkeit fir
Ordnungswidrigkeitsanzeigen nach § 238 SGB IX zum Zoll wechselt.

Die Bundesregierung begriindet den Wegfall der Bu3geldvorschrift damit, dass ein Buf3geld
angesichts einer erhdhten Ausgleichsabgabe nicht angemessen sei. Dabei Ubersieht sie, dass
die Ausgleichsabgabe nicht erhéht wurde, sondern lediglich ein gesonderter Staffelbetrag fir
diejenigen Arbeitgeber eingeflihrt wird, die trotz gesetzlicher Verpflichtung nicht einmal einen
einzigen schwerbehinderten Menschen beschaftigen. Zudem wird in der Gesetzesbegrindung
angefuhrt, ein ,zusatzliches® Bullgeld sei ,kontra-produktiv, wenn ein Arbeitgeber dazu
bewogen werden soll, einen schwerbehinderten Menschen einzustellen.” Der VdK stellt hierzu
klar, dass es nicht um ein ,zusatzliches BuRRgeld® handelt.

Mit der gleichen Logik kénnte man im Ubrigen auf BuRgelder im StraRenverkehrsrecht
verzichten, weil man Autofahrer dazu bewegen wolle, nicht bei Rot Gber die FuRganger-Ampel
zu fahren.

In der Gesetzesbegriindung wird an anderer Stelle ausgeflhrt, dass Arbeitgeber von den neu
geschaffenen “Einheitlichen Ansprechstellen fir Arbeitgeber® profitieren werden. Diese
wlrden Zustandigkeiten klaren und im weiteren Verfahren bis zur Antragstellung und dariber
hinaus Arbeitgeber begleiten und entlasten. Vor dem Hintergrund dieser Ausflihrungen besteht
aus Sicht des VdK erst Recht kein Grund, die BuRRgeldregelung abzuschaffen. Wenn eine so
groRe Zahl von 45.000 Arbeitgebern trotz Personalengpassen das Potenzial von
arbeitssuchenden Menschen mit Behinderungen dauerhaft ignoriert, dann darf das nicht mit
einer Streichung von BuRgeldvorschriften ,belohnt® werden.

2.9. Vorbeschiftigungszeit fiir das Ubergangsgeld (§ 120 Abs. 3 SGB IlI)

Anspruch auf Ubergangsgeld besteht, wenn eine bestimmte Vorbeschaftigungszeit erfiillt ist.
Wenn ein Mensch mit Behinderung vor einer Maflnahme der Berufsausbildung an einer
vorgeschalteten berufsvorbereitenden Bildungsmaflnahme teilgenommen hat, ist der Eintritt
in die berufsvorbereitende Bildungsmalnahme malfdgeblich.

Bewertung des Sozialverbands VdK

Der VdK halt die Regelung fur sachgerecht. Durch sie wird klargestellt, dass bei der
Beurteilung, ob die Vorbeschaftigungszeit fiir das Ubergangsgeld erfiillt ist, der
Ausbildungsprozess als Einheit zu betrachten ist. Hintergrund ist das von der BA (berarbeitete
Fachkonzept zu den berufsvorbereitenden BildungsmalRnahmen (BvB), welches ab
01.07.2023 gilt. Darin wird die Regelférderdauer von zehn auf zwolf Monate und bei BvB, flr
die die besonderen Leistungen erbracht werden, von elf auf zwdlf Monate erhoht. Ziel der
Verlangerung ist es, die Forderlicke zwischen BVB und einer sich anschlieffenden Ausbildung
zu schlieRen.
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2.10. Ermittlung der durchschnittlichen Warmmiete (§ 45a Abs. 2 SGB XIll)

Bei der Ermittlung der durchschnittlichen Warmmiete in besonderen Wohnformen stellt die
Angemessenheit fur die Kosten der Unterkunft und Heizung in besonderen Wohnformen
bisher auf einen vergangenen Zeitraum (1. August des Vorjahres) ab. Aktuelle
Preissteigerungen bleiben dabei unberiicksichtigt. Durch gestiegene Energie- und Heizkosten
kann dadurch die 125%-Grenze Uberschritten werden. Kuinftig wird der Zeitraum vom 1.
Oktober des Vorvorjahres bis 30. Juni des Vorjahres zugrunde gelegt, damit die aktuellste
Entwicklung der Heizkosten méglichst schnell in die Durchschnittsmiete einflief3t.

Bewertung des Sozialverbands VdK

Die Anderung im SGB XII ist aus Sicht des VdK sachgerecht. Andernfalls wéren je nach
Entwicklung der Energie- und Heizkosten immer wieder neue Verhandlungen der
Leistungserbringer mit den Kostentragern erforderlich.

2.11. Digitale Pflegeanwendungen (§ 64j Abs. 1 SGB XII)

Wer Hilfe zur Pflege nach dem SGB XIllI erhalt, hat Anspruch auf digitale Pflegeanwendungen.
Diese dienen der Minderung der Beeintrachtigungen der Selbstandigkeit oder der Fahigkeiten
des Pflegebediirftigen oder wirken einer Verschlimmerung der Pflegebedurftigkeit entgegen.

Bewertung des Sozialverbands VdK

Die Regelung wird lediglich sprachlich der Regelung im SGB XI angepasst, um deutlich zu
machen, dass hier der Leistungskatalog der Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII sich nicht vom
Leistungskatalog der sozialen Pflegeversicherung unterscheidet. Der VdK begrifit die
sprachliche Angleichung und Klarstellung, dass eine der drei Voraussetzungen fir den
Anspruch ausreicht.

In diesem Zusammenhang weist der VdK auf die Notwendigkeit einer Regelung hin, dass alle
zugelassenen digitalen Pflegeanwendungen sowie digitalen Gesundheitsanwendungen zuvor
Barrierefreiheitstests durchlaufen haben mussen.

2.12. Regelungen im Sozialen Entschadigungsrecht

Das Soziale Entschadigungsrecht wird 2024 das Bundesversorgungsgesetz mit seinen vielen
Nebengesetzen ablosen. Mit dem vorliegenden Gesetz werden kleinere Verweis- und
Formatierungsfehler behoben (§§ 87, 101). An einigen der neuen Paragraphen haben sich
bereits Debatten zur Auslegung entziindet, die nun klargestellt werden (§ 144,152). All diese
Anderungen sind zum Vorteil der Geschadigten und werden vom VdK begrift.

2.12.1. Ubernahme der Aufwendungen fiir Dolmetscherinnen und Dolmetscher,
Ubersetzerinnen und Ubersetzer sowie Kommunikationshilfen (§ 12 Abs. 1
SGB XIV)

Nach dem Sozialen Entschadigungsrecht, dbernimmt der Kostentrager Aufwendungen fur
Dolmetscher und Ubersetzer, wenn eine berechtigte oder antragstellende Person ihren
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gewohnlichen Aufenthalt seit weniger als funf Jahren im Geltungsbereich dieses Buches hat.
Neu geregelt wird, dass diese Frist in Traumaambulanzen zehn Jahre betragt.

Bewertung des Sozialverbands VdK

Die Regelung ist sachgerecht. Nicht alle Opfer einer Gewalttat, auch wenn sie schon langer
als funf Jahre in Deutschland leben, sind in der Lage in einer Therapiesituation in einer fur sie
fremden Sprache Uber lhre Erlebnisse und Angste zu sprechen oder die Therapeuten richtig
zu verstehen.

2.12.2. Zukiinftige Witwen von Bestandsgeschadigten im SER

Im Sozialen Entschadigungsrecht, das ab 2024 gelten wird, gibt es Witwenversorgung nur
noch bei schadigungsbedingtem Tod. Das derzeit noch giltige Bundesversorgungsgesetz
(BVG) sieht auch Leistungen fir Witwen vor, deren geschadigter Ehepartner nicht
schadigungsbedingt verstirbt. Die Kriegsopfer wurden und werden von ihren Ehefrauen teils
jahrzehntelang gepflegt. Daher wurde im SER eine Sonderregelung flir diese Bestands-
Ehefrauen, die zuklnftigen Witwen, aufgenommen (§ 148).

Der VdK hat das sehr begridt. Allerdings ist die Leistung mit 500 Euro im Monat (750 Euro
bei einem GdS von 100) nicht ausreichend fur den Lebensunterhalt. Wenn nun das SER noch
einmal angefasst wird, sollte die Gelegenheit genutzt werden, diese Betrage auf die Summen
fur Witwen von schadigungsbedingt Verstorbenen — 1.055 Euro monatlich — anzupassen (§
85).

Zusatzlich sollte die Witwe ein eigenes Wahlrecht erhalten. Das heil3t, auch wenn der
Geschadigte aus dem BVG in das neue SER gewechselt ist, darf die Witwe wieder zurlick ins
BVG wechseln, da dort die Leistungen teilweise noch deutlich héher als 1.055 Euro sind.

2.13. Keine Leistungen zur Forderung von Einrichtungen aus der
Ausgleichsabgabe (§ 14 und Wegfall §§ 30 bis 34 SchwbAV)

In der Schwerbehinderten-Ausgleichsabgabeverordnung sind nahere Vorschriften Uber die
Verwendung der Ausgleichsabgabe erlassen. Schwerpunkte der Verordnung bilden die
Leistungen an Arbeitgeber und an schwerbehinderte Menschen im Rahmen der begleitenden
Hilfe im Arbeitsleben. In § 14 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 7 werden zwei Verwendungszwecke
gestrichen. Zum einen werden klnftig Einrichtungen zur Teilhabe schwerbehinderter
Menschen am Arbeitsleben nicht mehr aus der Ausgleichsabgabe geférdert. Zum anderen
wird die Moglichkeit gestrichen, Leistungen an Werkstatten fir behinderte Menschen und an
andere Leistungsanbieter im Sinne des § 60 SGB IX zu erbringen, mit denen pandemiebedingt
gesunkene Arbeitsentgelte kompensiert werden sollten.

Der Unterabschnitt ,Leistungen fur Einrichtungen zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen
am Arbeitsleben® §§ 30 bis 34 entfallt komplett. Er regelte in § 30 bisher forderungsfahige
Einrichtungen. Dazu gehdren neben Werkstatten fur Menschen mit Behinderungen und
Wohneinrichtungen auch Berufsbildungswerke und Berufsférderungswerke sowie Blinden-
werkstatten.

Bewertung des Sozialverbands VdK
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Die Regelung ist aus Sicht des VdK sachgerecht. Das Ziel, die Mittel aus der
Ausgleichsabgabe zukiinftig vollstandig zur Unterstlitzung und Férderung der Beschaftigung
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt einzusetzen, unterstutzt der VdK voll und ganz.

Mit der Regelung wird eine MaRnahme aus dem Koalitionsvertrag umgesetzt. In der Praxis ist
die institutionelle Férderung ohnehin nachrangig. Ob Gberhaupt und in welcher Hohe geférdert
wird, ist von Bundesland zu Bundeslang unterschiedlich. Laut Jahresbericht der BIH
2020/2021 wurden 190 Einrichtungen mit rund 30,7 Millionen geférdert. Mehr als die Halfte
davon, etwa 17,5 Millionen Euro, erhielten Werkstatten fir behinderte Menschen. Die
institutionelle Férderung fiel 2020 mit 16,69 Mio. Euro in Bayern und 10 Mio. Euro in Baden-
Wadrttemberg deutlich hdher aus als in allen anderen Bundeslandern. Wenn die
Einrichtungstrager, insbesondere Werkstatten fur Menschen mit Behinderungen,
angemessene Kostensatze kalkulieren, bendtigen sie keine Férderung aus Mitteln der
Ausgleichsabgabe, zumal der Beitrag der Werkstatten zu einem inklusiven Arbeitsmarkt durch
die geringe Zahl der Ubergénge in den ersten Arbeitsmarkt nach wie vor marginal ist.

2.14. Zuschusse zu Beitragen an Solidargemeinschaften (§ 26 Abs. 6 SGB
I, § 174 Abs. 4 SGB Ill, § 32 Abs. 4a SGB Xll und § 176 Abs. 5 SGB V,
§ 110 Abs. 2 SGB XIl)

Unter bestimmten Voraussetzungen sind sogenannte “Solidargemeinschaften im
Gesundheitswesen® als ,anderweitige Absicherung im Krankheitsfall* nach dem SGB V
anerkannt. Bislang konnten im Fall der Hilfebedurftigkeit sowie bei Arbeitslosigkeit Beitrage
zur sogenannten ,Solidargemeinschaft oder ein Zuschuss zu den Beitrdgen, nicht
ubernommen werden.

Kinftig sollen Bezieher von Birgergeld nach dem SGB Il einen Zuschuss zu den
Aufwendungen fur ihre Mitgliedschaft in einer ,Solidargemeinschaft® erhalten konnen. Dieser
Zuschuss ist begrenzt auf die Halfte des durchschnittlichen Hochstbeitrags in der GKV. Eine
entsprechende Regelung im SGB V begrenzt die Zuschiisse auf die Beitragshdhe, die im Fall
der Hilfebedurftigkeit auch fir die Ubernahme von Beitragen zur privaten Krankenversicherung
gilt. Die Mitglieder von Solidargemeinschaften kénnen ebenso wie privat Versicherte ihre
Beitrage auf die Halfte des Beitrags zum Basistarif reduzieren und erhalten diesen halftigen
Beitrag vom Jobcenter ersetzt. Ebenfalls kann flr Bezieher von Blirgergeld ein Zuschuss zur
sozialen Pflegeversicherung geleistet werden.

Bezieher von Arbeitslosengeld nach dem SGB Il kdnnen ebenfalls einen Zuschuss fur ihre
anderweitige Absicherung im Krankheitsfall, sowie einen Zuschuss zu den Beitrdgen der
sozialen Pflegeversicherung oder einer privaten Pflegeversicherung erhalten. Der Zuschuss
ist auf den Betrag begrenzt, der bei Mitgliedschaft in der gesetzlichen Kranken- oder
Pflegeversicherung zu zahlen ware.

Aufwendungen fir die Mitgliedschaft in einer Solidargemeinschaft sollen kiinftig auch als
Bedarf nach dem SGB XII bertcksichtigt werden kénnen. Die Systematik ist die gleiche wie
bei Beziehern von Burgergeld nach dem SGB II.

Bewertung des Sozialverbands VdK
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»oolidargemeinschaften® schwachen das System der Gesetzlichen Krankenversicherung und
der sozialen Pflegeversicherung nach Ansicht des VdK ebenso wie Zahlungen an die privaten
Kranken- und Pflegeversicherungen. Dies gilt umso mehr, da die Solidargemeinschaften ihren
Mitgliedern oft Leistungen bis zum Niveau eines guten Tarifs in einem privaten
Krankenversicherungsunternehmen erstatten. Auf diese Weise wird innerhalb des SGB V ein
Zwei-Klassen-Gesundheitsversorgung  zementiert. Solange es aber anerkannte
Solidargemeinschaften im Gesundheitswesen gibt, ist die Gleichstellung deren Mitglieder mit
hilfebedurftigen Privatversicherten bezliglich der Beitragszuschisse folgerichtig und lediglich
in Ubergeordneter Hinsicht zu kritisieren.

3. Fehlende Regelungen

Um dem Anspruch des Gesetzes gerecht zu werden, einen inklusiven Arbeitsmarkt zu férdern
und mehr Menschen mit Behinderungen eine Arbeit auf dem ersten Arbeitsmarkt zu
ermoglichen, schlagt der VdK weitere, hier noch nicht berlcksichtigte, Regelungen vor:

3.1. Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM) starken

Im Koalitionsvertrag wurde angekiindigt das Betriebliche Eingliederungsmanagement als
Instrument auf Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite starker zu etablieren, mit dem Ziel, es nach
einheitlichen Qualitatsstandards flachendeckend verbindlich zu machen. Dazu sollte laut
Koalitionsvertrag auf die Expertise der Schwerbehindertenvertrauenspersonen gesetzt
werden. Dies vermisst der VdK im vorliegenden Gesetzentwurf.

Die Ursachen arbeitsbedingter Erkrankungen und folgendem vorzeitigem krankheits-
bedingtem Ausscheiden aus dem Arbeitsleben sind bekannt. Durch eine frihzeitige
Intervention kénnte der weit Uberwiegende Teil chronisch kranker oder behinderter Menschen
wieder eingegliedert werden. Arbeitslosigkeit und vorzeitiger Rentenbezug kosten ein
Vielfaches mehr als eine sinnvolle Pravention und Rehabilitation. Mit dem Betrieblichen
Eingliederungsmanagements (BEM) wurde 2005 ein Instrument geschaffen, mit dem friihzeitig
gegengesteuert werden kann. Dennoch ist der Bekanntheits-, Verbreitungs- und
Umsetzungsgrad in den Unternehmen noch vergleichsweise gering. Laut einer Umfrage der
Bundesanstalt flr Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin erhalten nur rund 40 Prozent der
langzeiterkrankten Beschaftigten ein BEM-Angebot, im Handwerk und Dienstleistungsbereich
noch seltener.

In den Niederlanden hat der Gesetzgeber die Arbeitgeber sehr viel starker in die
Verantwortung flr die Pravention genommen. Arbeitgeber sind 104 Wochen zur
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall verpflichtet. Bei einer Krankheitsdauer von Uber sechs
Wochen sind Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu strukturierten Wiedereingliederungs-
mafinahmen verpflichtet. Nicht ausreichende Bemiihungen des Arbeitgebers kénnen unter
anderem mit einer Lohnfortzahlung flr weitere 52 Wochen sanktioniert werden. Die Anzahl
der Zugange in die Erwerbsminderungsrente konnte durch die vorgenommenen Reformen
erfolgreich gesenkt werden.

Aus Sicht des VdK sollten auch in Deutschland die Arbeitgeber starker in die Verantwortung
fur Pravention genommen werden. Die 2021 mit dem Teilhabestarkungsgesetz geschaffene
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Moglichkeit fur die Beschéaftigten, beim BEM eine Vertrauensperson hinzuzuziehen, reicht aus
Sicht des VdK nicht aus.

In § 168 SGB IX sollte fiir alle Beschiftigten mit und ohne Behinderung ein
Rechtanspruch auf die ,,stufenweise Wiedereingliederung*“ aufgenommen werden. Die
Inanspruchnahme der stufenweisen Wiedereingliederung muss fiir die Beschaftigten
freiwillig sein.

Arbeitgeber sind gesetzlich zu verpflichten, nicht nur nach sechs Wochen Arbeitsunfahigkeit,
sondern auch nach Beendigung einer medizinischen Rehabilitation, jedem Beschaftigten ein
BEM-Verfahren anzubieten.

Die betrieblichen Interessenvertretungen sind unverzuglich zu unterrichten und auf Wunsch
des Beschaftigten in das BEM-Verfahren einzubeziehen.

Die Schwerbehindertenvertretung sollte, mit Einwilligung des Beschaftigten, grundsatzlich an
jedem Verfahren des Betrieblichen Eingliederungsmanagements zur Unterstutzung und
Beratung beteiligt werden, auch wenn der Beschaftigte nicht schwerbehindert oder
gleichgestellt ist. Das gilt auch fir die stufenweise Wiedereingliederung, die sich als effektive
Malnahme bewahrt hat.

Krankheitsbedingte Arbeitgeberkiindigungen, ohne ein zuvor durchgefuhrtes Eingliederungs-
management, sollten generell unwirksam sein. Dies sollte auch gelten, wenn eine
Gefahrdungsbeurteilung unterblieben ist und ein Zusammenhang zwischen der Erkrankung
und den Risiken am Arbeitsplatz zu vermuten ist. Solange ein BEM-Verfahren nicht erfolgt ist,
sollte das Integrationsamt die Zustimmung zu einer personenbedingten Kiindigung verweigern
mussen.

Fur den Fall, dass kein BEM oder keine Gefahrdungsbeurteilung durchgefiihrt wurde und der
Arbeitnehmer aufgrund derselben Erkrankung erneut arbeitsunfahig wird, sollte ein weiterer
Anspruch auf Entgeltfortzahlung fur die Dauer von sechs Wochen ausgeldst werden.

Wenn fir einen Arbeitsplatz keine Gefahrdungsbeurteilung vorliegt oder kein BEM
durchgefiihrt wurde und die gesetzliche Rentenversicherung spater Rehabilitations- oder
Rentenleistungen erbringen muss, weil zwischenzeitlich beim versicherten Beschéftigten eine
erhebliche Gefahrdung der Erwerbsfahigkeit oder Erwerbsminderung eingetreten ist, sollte der
Arbeitgeber verpflichtet werden, einen Teil der Kosten hierflir zu erstatten.

3.2. Budget fur Ausbildung weiterentwickeln

Der VdK halt die Einfuhrung des Budgets fur Ausbildung in § 61 SGB IX fir sinnvoll,
insbesondere, weil es auch von Beschaftigten im Arbeitsbereich einer WfbM genutzt werden
kann und den Wechsel in ein Ausbildungsverhaltnis auf dem ersten Arbeitsmarkt ermaoglicht.
Angesichts der geringen Zahl der in Anspruch genommenen Budgets schlagt der VdK vor, das
Instrument weiterzuentwickeln. Der Umstand, dass nur betriebliche Erstausbildungen
geférdert werden, stellt aus Sicht des VdK ein wesentliches Hemmnis dar, denn auch
berufliche Teilqualifizierungen kénnen den Weg in den ersten Arbeitsmarkt ebnen.

Der VdK schlagt vor, dass alle Formen der Berufsausbildung im Sinne von § 1
Berufsbildungsgesetz und auch Teil- und Zusatzqualifikationen im Rahmen des
Budgets fiir Ausbildung gefordert werden kénnen.
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3.3. Einheitliche Ansprechstellen fiir Arbeitgeber evaluieren

Die aus der Ausgleichsabgabe finanzierten Ansprechstellen sollen fir die Ausbildung,
Einstellung und Beschaftigung von schwerbehinderten Menschen sensibilisieren und fur
Arbeitgeber eine Lotsenfunktion einnehmen. Darlber hinaus sollen sie Arbeitgeber bei
Antragen unterstitzen. Aus Sicht des VdK ist die fehlende Bereitschaft, schwerbehinderte
Menschen einzustellen, nach vielen Jahren der Sensibilisierungs-, Informations- und
Aufklarungskampagnen, nach unzahligen Broschiren und Projekten zur Férderung der
Beschaftigung schwerbehinderter Menschen nicht auf fehlende Informations- und
Beratungsmaglichkeiten flr Arbeitgeber zurlickzuflihren. Die Notwendigkeit einer besonderen
Arbeitgebernahe ist in Zweifel zu ziehen. Rechtsgrundlagen und Férdergrundsatze gelten
unabhangig davon, ob der Arbeitgeber oder Betriebsrat und Schwerbehindertenvertretung sich
beraten lassen.

Nach Ansicht des VdK sollte die Aufgabe der Ansprechstellen weiterentwickelt werden. Sie
sollten grundsatzlich nicht nur von Arbeitgebern sondern auch von Schwerbehinderten-
vertretungen und Betriebs-/Personalraten in Anspruch genommen werden kdnnen.

Die Wirkung der Ansprechstellen, die aus zwei Prozent des gesamten Ausgleichsabgaben-
aufkommens finanziert werden, ist zu evaluieren und an der Zahl der neu entstandenen oder
gesicherten Beschéaftigungsverhaltnisse schwerbehinderter Menschen zu messen.

Um zu verhindern, dass Arbeitgeber sich bei den Ansprechstellen arbeitsrechtlich, zum
Beispiel zu Kiindigungsmaglichkeiten schwerbehinderter Beschaftigter, beraten lassen, sollten
— vergleichbar mit den Verpflichtungen der EUTB — Tatigkeitsnachweise verpflichtend geregelt
werden. Darin ist die Zahl der Beratungsfalle und Beratungsthemen sowie die Zahl der
erfolgreichen Vermittlungen anonymisiert zu dokumentieren und im Rahmen jahrlicher
Rechenschaftsberichte zu veroéffentlichen.

3.4. Kosten fur Ausgleichsabgabe sollten nicht steuerlich absetzbar sein

Nach § 4 Abs. 4 Einkommensteuergesetz (EStG) sind alle Aufwendungen, die durch den
Betrieb veranlasst sind, als Betriebsausgaben abziehbar. Das gilt auch fir die
Ausgleichsabgabe, die in voller Hohe als Betriebsausgabe abgezogen wird. Diese Regelung
lauft der Anreizfunktion der Ausgleichsabgabe zuwider.

Der VdK fordert eine Anderung im Steuerrecht, so dass die Kosten der
Ausgleichsabgabe von Unternehmen, die die Beschaftigungspflicht nicht erfiillen, nicht
mehr als Betriebsausgabe von der Steuer abgesetzt werden koénnen. Das soll
unabhéangig von der Rechtsform und der GroRe des Unternehmens gelten.

3.5. Besonderen Kiindigungsschutz starken

Mit dem Gesetz zur Férderung der Ausbildung und Beschaftigung schwerbehinderter
Menschen wurde zum 01.05.2004 der besondere Kindigungsschutz eingeschrankt. Zuvor
hatte er ab der Stellung des Antrags auf Feststellung einer Schwerbehinderung eingesetzt.
Die Abschaffung des vorsorglichen Kiindigungsschutzes hat sich nicht bewahrt. Eine
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komplizierte Fristenregelung und Auslegungsprobleme erschweren die Handhabung in der
Praxis.

Nach Ansicht des VdK sollte der besondere Kiindigungsschutz fiir Menschen mit
Behinderung wieder ab dem Tag der Antragsstellung beim Versorgungsamt
beziehungsweise der zustindigen Behorde gelten. Alle Beschaftigten mit festgestellter
Behinderung sollten unter den besonderen Kiindigungsschutz fallen, damit alle
Fordermoglichkeiten zum Erhalt des Beschaftigungsverhialtnisses genutzt werden
konnen.

3.6. Schwerbehindertenvertretungen starken

Im Falle der Kiindigung eines schwerbehinderten Beschaftigten muss der Arbeitgeber nach §
173 SGB IX die SBV zuvor unterrichten, anhéren sowie die Entscheidung mitteilen. Unterlasst
er die vorgeschriebene Beteiligung, ist die Kiindigung unwirksam. Diese Regelung reicht nicht
aus. Nur eine informierte und frihzeitig eingebundene SBV kann ihrem Auftrag fir die
betriebliche Inklusion nachkommen. Um rechtzeitig gute Losungen fur die Beschaftigten und
den Arbeitgeber zu finden, muss sie bereits im Vorfeld von geplanten personellen Mallihahmen
informiert und angehort werden, noch bevor der Arbeitgeber eine Kiindigung in Betracht zieht.

Der VdK schlagt vor, gesetzlich klarzustellen, dass die SBV bereits im Vorfeld von geplanten
personellen Malknahmen informiert und angehdrt wird, noch bevor der Arbeitgeber eine
Klndigung in Betracht zieht. Die Beteiligung hat zu erfolgen, bevor der Arbeitgeber den Antrag
auf Zustimmung zur Kiindigung beim Integrationsamt stellt, denn eine nachtragliche Anhérung
verfehlt ihren praventiven Zweck.

Der VdK fordert daher eine Unwirksamkeitsklausel beziiglich aller personellen
Entscheidungen des Arbeitgebers, wenn diese ohne die Information und Anhérung der
SBYV beschlossen wurden. Das gilt insbesondere fiir eine geplante Versetzung oder eine
vom Arbeitgeber veranlasste Aufhebung des Arbeitsvertrags.

Zwar wurden mit dem BTHG Ende 2016 die Arbeitsmoglichkeiten der SBV verbessert und die
Freistellung ab 100 zu betreuenden schwerbehinderten Beschaftigten eingefihrt. Diese
Freistellungsmdglichkeit reicht angesichts der vielfaltigen und wachsenden Aufgaben der
Schwerbehindertenvertretung nicht aus. Zudem wird sie in nur wenigen sehr grof3en
Unternehmen erreicht. Trotz des Anspruchs, fur die Durchfiihrung der erforderlichen Aufgaben
freigestellt zu werden, fuhrt dies in kleinen und mittleren Unternehmen haufig zu Problemen
und Rechtfertigungsdruck. Der VdK setzt sich daflir ein, dass auch in kleinen und mittleren
Unternehmen die Arbeit der Schwerbehindertenvertretungen gestarkt wird.

Die Freistellungsgrenze muss in § 179 Abs. 4 SGB IX auf 50 zu betreuende schwerbehinderte
Beschéaftigte abgesenkt werden. Daruber hinaus ist im Gesetz klarzustellen, dass
Schwerbehindertenvertrauenspersonen, insbesondere in kleinen und mittleren Unternehmen,
auf Wunsch auch stunden- oder tageweise flr die erforderlichen Aufgaben und Arbeiten in der
Schwerbehindertenvertretung freigestellt werden.

Barrierefreiheit ist eine wesentliche Voraussetzung dafiir, dass alle Menschen gleichberechtigt
am Leben teilhaben kénnen. Die UN-BRK verpflichtet Deutschland dazu, bestehende
Barrieren zu beseitigen und keine neuen Barrieren entstehen zu lassen. Fehlende
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Barrierefreiheit verhindert den gleichberechtigten Zugang zu Bildung und damit auch zu
Ausbildung und Arbeit. Auch digitale Barrieren verhindern die Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen am Arbeitsleben.

Eine Pflicht zur Barrierefreiheit erst dann, wenn der Arbeitgeber einen Menschen mit
Behinderung beschaftigt, greift zu kurz und kann behinderte Bewerber im Auswahlverfahren
massiv benachteiligen.

Wenn neue Arbeitsstatten geplant oder bestehende wesentlich gedndert werden, muss
die barrierefreie Gestaltung nach der Arbeitsstattenverordnung verpflichtend werden.
Dazu bedarf es einer Anderung von § 3a Absatz 2 der Arbeitsstittenverordnung.

In § 164 Absatz 4 SGB IX muss eine ausdrickliche Verpflichtung des Arbeitgebers
aufgenommen werden, den Arbeitsplatz mit barrierefreier Kommunikationstechnik auszu-
statten.

3.7. Rolle des Inklusionsbeauftragten starken

Der Arbeitgeber hat einen Beauftragten zu bestellen, der ihn in Angelegenheiten
schwerbehinderter Menschen verantwortlich vertritt (§ 181 SGB 1X). Dieser
Inklusionsbeauftragte des Arbeitgebers ist Ansprechpartner flir die Schwerbehinderten-
vertretung. Er Gbernimmt nicht die gesetzliche Aufgabe des Arbeitgebers; seine Hauptaufgabe
ist die Unterstitzung und Kontrolle des Arbeitgebers im Hinblick auf die Einhaltung seiner
gesetzlichen Verpflichtungen. Gesetzlich ist keine bestimmte Amtszeit vorgesehen, der
Arbeitgeber kann den Inklusionsbeauftragten jederzeit abberufen und durch einen anderen
ersetzen. Der Inklusionsbeauftragte hat keine Weisungsfreiheit und auch keinen besonderen
Kindigungsschutz durch sein Amt. Das kann zu Rollen- und Interessenskonflikten fihren und
macht diese wichtige Aufgabe im Unternehmen fir viele Fihrungskrafte unattraktiv.

Der VdK schlagt fur die Inklusionsbeauftragten der Arbeitgeber in Unternehmen eine
bessere Absicherung und Rechtsstellung vor, vergleichbar mit der des Daten- oder
Arbeitsschutzbeauftragten.

Stellungnahme des Sozialverbands VdK Deutschland e. V. vom 24.02.2023
zum Kabinettsentwurf eines Gesetzes zur Férderung eines inklusiven
Arbeitsmarkts Seite 20 von 20



	Schriftliche Stellungnahme Sozialverband VdK Deutschland e.V. 
	Stellungnahme
	1. Zu den Zielen des Gesetzentwurfs und den Maßnahmen der Umsetzung 
	2. Zu den Regelungen im Einzelnen 
	2.1. Anspruch auf digitale Pflegeanwendungen und Unterstützung bei der Anwendung (§ 103 Abs. 2 SGB IX) 
	2.2. Sachverständigenbeirat, Verfahren (§ 153a SGB IX) 
	2.3. Aufgaben der Inklusionsbetriebe – keine Vermittlung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt (§ 216 SGB IX) 
	2.4. Deckelung des Lohnkostenzuschusses beim Budget für Arbeit (§ 61 Abs. 2 SGB IX) 
	2.5. Ausgleichsabgabe (§ 160 Abs. 2 SGB IX) 
	2.6. Ausgleichsfonds (§ 161 Abs. 2 und 3 SGB IX) 
	2.7. Genehmigungsfiktion bei Anträgen an das Integrationsamt (§ 185 Abs. 9 SGB IX) 
	2.8. Wegfall der Bußgeldvorschrift (§ 238 Abs. 1 Nr. 1 SGB IX) 
	2.9. Vorbeschäftigungszeit für das Übergangsgeld (§ 120 Abs. 3 SGB III) 
	2.10. Ermittlung der durchschnittlichen Warmmiete (§ 45a Abs. 2 SGB XII) 
	2.11. Digitale Pflegeanwendungen (§ 64j Abs. 1 SGB XII) 
	2.12. Regelungen im Sozialen Entschädigungsrecht 
	2.12.1. Übernahme der Aufwendungen für Dolmetscherinnen und Dolmetscher, Übersetzerinnen und Übersetzer sowie Kommunikationshilfen (§ 12 Abs. 1 SGB XIV) 
	2.12.2. Zukünftige Witwen von Bestandsgeschädigten im SER 

	2.13. Keine Leistungen zur Förderung von Einrichtungen aus der Ausgleichsabgabe (§ 14 und Wegfall §§ 30 bis 34 SchwbAV) 
	2.14. Zuschüsse zu Beiträgen an Solidargemeinschaften (§ 26 Abs. 6 SGB II, § 174 Abs. 4 SGB III, § 32 Abs. 4a SGB XII und § 176 Abs. 5 SGB V, § 110 Abs. 2 SGB XI) 

	3. Fehlende Regelungen 
	3.1. Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM) stärken 
	3.2. Budget für Ausbildung weiterentwickeln 
	3.3. Einheitliche Ansprechstellen für Arbeitgeber evaluieren 
	3.4. Kosten für Ausgleichsabgabe sollten nicht steuerlich absetzbar sein 
	3.5. Besonderen Kündigungsschutz stärken 
	3.6. Schwerbehindertenvertretungen stärken 
	3.7. Rolle des Inklusionsbeauftragten stärken 




